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Kampf gegen Arbeitslosigkeit –
Neue Wege sind notwendig
auf, „neue Ansätze zur Bekämpfung der
Langzeitarbeitslosigkeit zu entwickeln.“
Konkret bedeutet das für ihn: „Die Stadt soll
gemeinsam mit den Arbeitsmarktparteien
ein Konzept entwickeln, das bis zu 10 000
arbeitslosen Kölnern (und Kölnerinnen)
eine neue berufliche Perspektive auf dem
zweiten Arbeitsmarkt bieten kann.“ 

Im „Positionspapier: Öffentlich geför-
derte Beschäftigung – Eckpunkte“ des
DGB-Bundesvorstandes fordert Annelie
Buntenbach einen „ehrlichen zweiten Ar-
beitsmarkt zur mehrjährigen Beschäfti-
gungsförderung für Tätigkeiten, die der All-
gemeinheit zu Gute kommen.“ Die Diako-
nie geht in ihrem Positionspapier „Option
sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung“ in die gleiche Richtung. In ihrem
Konzept „Passiv-Aktiv-Transfer“ fordert sie,
„die Beschäftigung als sozialversicherungs-
pflichtige Tätigkeit auszugestalten, damit
der Erwerbslose eigene Ansprüche auf Ren-
ten- und Krankenversicherung erwirbt und
in die gesellschaftlichen Strukturen inte-
griert wird.“ 

Der Bundesrechnungshof kam im Mai
2006 zu dem Ergebnis, dass öffentlich ge-
förderte sozialpflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse zum Teil sogar kostenmäßig güns-
tiger sind als Arbeitsgelegenheiten, bei de-
nen hohe Betreuungskosten für die Träger
anfallen. 

Die Schaffung eines öffentlichen Be-
schäftigungsbereiches mit einem sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsverhältnis, das
nicht der Befristung nach dem SGB II un-
terliegt, rückt in greifbare Nähe und ist um-
setzbar. 

Die Fraktion Die Linke.Köln beauftragt
deshalb in ihrem Antrag zur Ratssitzung im
September „Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit in Köln“ die Verwaltung, „kurzfristig ein
Konzept zur Entwicklung von öffentlich ge-
förderten und sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsverhältnissen“ vorzulegen. Denn
schließlich sollen die Bundesgelder, die der
Verwaltung für dieses Jahr noch zur Verfü-
gung stehen, nicht wieder zurückgegeben,
sondern sinnvoll und möglichst nachhaltig
ausgegeben werden.            Michael Kellner

Die Spatzen pfeifen es von den Dä-
chern: Die Ein-Euro-Jobs haben
nichts gebracht. Nicht nur, dass Ar-

beitslose davon schlecht leben können. Sie
bieten den Beteiligten auch kein rechtlich
abgesichertes Arbeitsverhältnis, keine gesell-
schaftliche Anerkennung, keine Arbeit in
Würde und keine Perspektive. Und: das Ziel,
Menschen in den ersten Arbeitsmarkt zu
vermitteln, ist nur vereinzelt gelungen. Die
Kritik an der Massenware Ein-Euro-Job
wird lauter – von Seiten der Gewerkschaf-
ten, der Kirchen, zahlreicher Initiativen und
der Medien. 

Die Wirtschaft geht derweilen ihren
Weg der „Entlastung“ weiter. Auch im Köl-
ner Bereich gibt es fast täglich neue Nach-
richten von bevorstehenden Entlassungen
in einzelnen Betrieben. Und es geht längst
nicht mehr um Langzeitarbeitslose mit „Ver-
mittlungshemmnissen“. Zahlreiche gut aus-
gebildete Menschen mit einer durchaus er-
folgreichen Karriere am Arbeitsplatz stehen
langfristig auf der Straße.

Bisher schien für viele Kölner Einrich-
tungen der Ein-Euro-Job die Lösung zu
sein. Noch vor wenigen Tagen kreuzte ein
Schreiben des „Konsortium Kölner Be-
schäftigungsträger“ bei zahlreichen kleinen
Initiativen auf mit der Frage, „ob Sie gene-
rell Interesse und Bedarf an zusätzlichen Ar-
beitsgelegenheiten (sog. 1 Euro-Jobs) ha-
ben. Die uns zugewiesenen Menschen kom-
men aus den unterschiedlichsten Berufsbe-
reichen, wie z.B. Bürofachkräfte, Handwer-
ker, Hauswirtschafter, EDV- und Netzwerk-
spezialisten, wissenschaftliche Fachkräfte
etc.“ Hier scheint sich schon ein Ein-Eurobi-
lien-Markt zu entwickeln. 

Das Konsortium hinkt allerdings mäch-
tig hinterher. Die ArGe und mit ihr viele Ein-
richtungen sind schon einen Schritt weiter
und bieten vielen Arbeitslosen nach einer 6-
monatigen Probezeit eine sozialversiche-
rungspflichtige Arbeit mit (Köln-)tariflicher
Bezahlung und Arbeitsvertrag für 11 Mona-
te an. Ein erster Schritt über den Ein-Euro-
Job hinaus. Aber eben nur ein erster. 

Den zweiten Schritt fordern bereits an-
dere. In der Ausgabe des KStA vom
06.09.06 fordert der Kölner DGB-Vorsit-
zende Uellenberg-van Dawen den Stadtrat

Seit dem 1.Sep-
tember sind sie
da: 224 neue
Auszubildende
bei der Stadt
Köln. An ihrem
ersten Tag wur-
den sie von OB
Schramma und
Stadtdirektor
Kahlen begrüßt.
Dass es so viele
Azubis sind, ist
einer Initiative
der Fraktion Die
Linke.Köln zu
verdanken. Ein
entsprechender Antrag auf 100 neue Ausbildungsplätze war von Die Linke.Köln 
gestellt worden, der Rat hatte sich angeschlossen. Nun geht es darum, eine Ausbil-
dungsquote von 6% nicht nur für die Stadt selbst, sondern auch in den städtischen
Betrieben zu verankern. Wir bleiben dran!
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Kürzungshaushalt 2007?NNaacchh  AAnnggaabbeenn  vvoonn  KKäämmmmeerreerr  SSooeenniiuuss  iimm
FFiinnaannzzaauusssscchhuussss  ddrroohhtt  22000077  eeiinn  HHaauuss--
hhaallttssddeeffiizziitt  vvoonn  rruunndd  9900  MMiilllliioonneenn..  LLaauutt
HHaauusshhaallttssssiicchheerruunnggsskkoonnzzeepptt  ((HHSSKK))  ––  eeiinneerr
VVoorrggaabbee  ddeess  RReeggiieerruunnggsspprräässiiddeenntteenn  zzuumm
AAbbbbaauu  ddeerr  „„AAllttsscchhuullddeenn““  ddeerr  SSttaaddtt  ––  ssoollllttee
iimm  kkoommmmeennddeenn  JJaahhrr  eeiiggeennttlliicchh  eeiinn  ÜÜbbeerr--
sscchhuussss  vvoonn  1111,,77  MMiilllliioonneenn  EEuurroo  eerrzziieelltt  wweerr--
ddeenn..

Die etablierten Parteien weigern sich, die
Gewerbesteuer zu erhöhen, auf Prestigeob-
jekte zu verzichten oder gar einen entschie-
denen Kampf gegen die von Bund und
Land verfügten Kürzungen aufzunehmen.
Sie werden weiterhin versuchen, das Defizit
über Ausgabenkürzungen zu verhindern.

Zur Zeit durchforsten die Wirtschafts-
prüfer von Kienbaum den städtischen
Haushalt nach Möglichkeiten, Einsparun-
gen vorzunehmen. Ähnliche Verfahren in
Essen hatten vor allem den Zweck, Kürzun-
gen der Sozialausgaben argumentativ vor-
zubereiten. Das ist auch in Köln zu erwar-
ten.

Im Doppelhaushalt 2005/06 wurde
auf drastische Kürzungen verzichtet. Grund
dafür waren ein unerwarteter Anstieg der

Gewerbesteuern und die Tatsache, dass die
Kommune von der Einführung von Hartz
IV profitiert hat. 

2006 ist zwar die Gewerbesteuer mas-
siv gestiegen (auf 955 Millionen Euro statt
geschätzter 726 Millionen), doch gleichzei-
tig sind die Folgekosten von Hartz IV um
40 Millionen höher als im Haushalt veran-
schlagt.

Ein großer Teil der gestiegenen Gewer-
besteuern sind Nachzahlungen wegen gu-
ter Unternehmens-Ergebnisse der letzten
Jahre. Es ist nicht wahrscheinlich, dass sich
dies im nächsten Jahr fortsetzen wird. Das
erklärt auch die düstere Schätzung des
Kämmerers.

Nächstes Jahr kommen neue Belastun-
gen auf den städtischen Haushalt zu. Die
Hartz-IV-Kosten werden auf hohem Niveau
bleiben oder sogar steigen – die große Ko-
alition im Bund will den Zuschuss zu den
Wohnkosten von 29 auf 10% senken. Im-
mer mehr Arbeitsverhältnisse mit Niedrig-
löhnen zwingen die Menschen dazu, ergän-
zend ALG II zu beantragen, meistens einen

Mietzuschuss, den die Kommunen tragen
müssen. Dazu kommt, dass neue Gesetzes-
regelungen allein auf Landesebene in 2007
12 Millionen Euro Mehrausgaben bedeu-
ten.

Alle „Sparbemühungen“ werden das
Problem nicht lösen. „Haushaltskonsolidie-
rung“ ist ein Märchen. In Wirklichkeit kön-
nen Kürzungen bei Sozialausgaben, Bil-
dung, Kultur und Sport oder Personalab-
bau bei der Stadt den Haushalt nicht vor
dem Defizit retten. Solche Kürzungen füh-
ren lediglich zu Verschlechterungen für die
Bevölkerung.

Solange die soziale Krise andauert, so-
lange die Kosten der Umverteilung zu
Gunsten der Konzerne und der Reichen an
die Kommunen weiter gereicht werden, so
lange auf kommunaler Ebene Unterneh-
men subventioniert und Gelder für Presti-
geprojekte und zur Bereicherung von In-
vestoren verschleudert werden, wird es kei-
ne längerfristige Entspannung der kommu-
nalen Haushaltssituation geben.

Claus Ludwig

Bürgerhaushalt von Berlin-Lichtenberg machte Eindruck
Selbst entscheiden, wofür die Stadt Geld
ausgibt – nur eine Utopie mündiger Bür-
ger? In Köln vielleicht in Zukunft nicht
mehr. Anfang September veranstaltete der
Rat ein Symposium zum Thema Bürger-
haushalt, rund 100 Personen beteiligten
sich. Mit einem Bürgerhaushalt wird die
Bevölkerung an der Aufstellung des Haus-
haltes beteiligt. Im Klartext heißt
das, die Bürgerinnen und Bürger
entscheiden selbst, wie viel Geld für
welche freiwilligen Leistungen aus-
gegeben wird. Dabei müssen sie
aber berücksichtigen, dass der
Haushalt ausgeglichen bleibt. 

Auf dem Symposium wurden
zwei Praxisbeispiele vorgestellt, de-
nen unterschiedliche Konzepte zu-
grunde liegen. In Hamburg wird
die Bürgerbeteiligung an der Auf-
stellung des Haushaltes nur über
das Internet organisiert, in Berlin-
Lichtenberg wurde eine Beteili-
gung wesentlich breiterer Bevölke-
rungsschichten ermöglicht. Anders
als in Hamburg ist in Lichtenberg
der Bürgerhaushalt neben der In-
ternetbeteiligung mit zahlreichen
Bürgerversammlungen verbunden.
Außerdem konnten 10.000 nach
dem Zufallsprinzip ausgewählte
Lichtenberger Fragebögen beant-
worten.

Die Bezirksbürgermeisterin
Emmerich (Die Linke.PDS) machte
deutlich, dass dieses Konzept von

allen Parteien mitgetragen werden muss,
sonst macht es wenig Sinn. Auch bei neuen
Mehrheiten in der Bezirksverordnetenver-
sammlung muss die Erstellung eines Bür-
gerhaushaltes Jahr um Jahr fortgesetzt wer-
den.

Christa Emmerichs Vorschlag, den
Bürgerhaushalt über die Stadtbezirke zu

entwickeln, fand breite Zustimmung. Gro-
ßes Einvernehmen bestand in der Diskussi-
on auch darüber, dass immer der gesamte
Haushalt und nicht nur Teilbereiche disku-
tiert werden müsse. Sinnvoll fanden die
Symposiumsteilnehmer auch, die Einnah-
meseite in den Vorschlagskreis mit einzube-
ziehen.

Wie es in Köln konkret weiter
geht, wird eine Steuerungsgruppe
entwerfen, der auch ein Vertreter der
Fraktion Die Linke.Köln angehört.
Eine Herausforderung dabei ist, für
die breite Bevölkerung plausibel und
nachprüfbar darzustellen, wie ein
kommunaler Haushalt aufgebaut
wird und wie er verändert werden
kann. Die gerade stattfindende Um-
stellung von der herkömmlichen
Haushaltsführung Kameralistik auf
das Neue Kommunale Finanzmana-
gement (NKF) könnte diesen Schritt
erleichtern.

Stadtkämmerer Soénius betonte
in seinem Abschlussstatement, dass
die Kämmerei an der Aufstellung ei-
nes Bürgerhaushaltes sehr interes-
siert sei. Ihm sei wichtig, dass alle Köl-
nerinnen und Kölner mitmachen
können, und dass auch die Men-
schen mit Migrationshintergrund ein-
bezogen werden müssen. Diese Prio-
ritäten lassen Positives für die Einfüh-
rung eines Bürgerhaushaltes in Köln
ahnen.

Jörg Detjen

Abstimmung

zum

Bürgerhaushalt 2007



Platzjabbeck  6/2006
3

Aus den Ausschüssen:

■■ Wirtschaftsausschuss

Wem gehören die alten
Rheinhallen?
Vor einigen Wochen machte die Meldung
Schlagzeilen: Talanx, der frühere Gerling-
Versicherungskonzern, überlege, den
Standort Köln nach Hannover zu verlegen.
Daraufhin wurde ein Geschäft mit dem
Sparkassenchef Schröder ausgedealt: GAG
und SK Corpus kaufen die alten Gerling-
Bürogebäude, Talanx zieht dafür als Mieter
in die Rheinhallen ein.

Wie der WDR im Dezember 2005 be-
richtete, waren die denkmalgeschützten al-
ten Rheinhallen zunächst an die Stadtspar-
kasse Köln (entgegen dem Ratsbeschluss
jedoch lediglich für 67 Mio. Euro anstatt für
75 Mio. Euro) verkauft worden. Diese hatte
die Top-Immobilie über eine ihrer Tochter-
gesellschaften jedoch an die Oppenheim-
Esch-Gruppe für einen „Schnäppchen-
preis“ von rund 54 Millionen Euro weiter-
verkauft.

Eine wundersame Kaufpreisreduzie-
rung – hieß es damals. Warum städtisches
Eigentum offensichtlich an reiche Privatan-
leger verschleudert wurde, blieb bisher ein
Rätsel. Ebenso wie die Frage, warum die
Sparkasse als kommunaler Träger den In-
vestoren darüber hinaus noch zwanzig Jah-
re lang Mieteinnahmen von ca. 670 Millio-
nen Euro garantierte. Soweit der WDR.

RTL mietet etwa die Hälfte der Rhein-
hallen, Talanx einen weiteren Teil. Hat es
hier günstige Mietzusagen gegeben, die
den Konzern bewegten, mit einem Teil des
Unternehmens in Köln zu bleiben? Müssen
hier die Bürgerinnen und Bürger der Stadt
Köln erneut tüchtig draufzahlen? Sparkas-
senchef Schröder wird im Zusammenhang
mit der Vermietung oft in der Presse ge-
nannt. Der Oppenheim-Esch-Fonds taucht
nicht mehr auf.

Eine Anfrage von Die Linke.Köln im
Wirtschaftsausschuss versuchte Licht ins
Dunkel zu bringen. Laut Stadtverwaltung
seien die Eigentümer der Objekte die Büro-
häuser Köln Rheinhallen GbR und die Bü-
rohäuser Köln Rheinpark GBR. Vermieter
allerdings seien die „Laurenz“-Vermögens-
anlage- und -verwaltungsgesellschaften
mbH & Co KG und die SBK Kapitalbeteili-
gungsgesellschaften KölnBonn mbH.“ Die
(städtisch beaufsichtigte) Sparkasse Köln-
Bonn habe unmittelbar keinen Einfluss auf
das Vermietungs- und Vermittlungsge-
schäft, da dies durch Tochterunternehmen
vorgenommen wird. Die Stadt sei damit an
den Maßnahmen nicht beteiligt, hat also
auch keinen Einfluss auf die Gestaltung des
Mietvertrages. Die Stadt Köln subventio-
niere die Miete nicht. 

Ob denn die o.g. Eigentümer etwas mit
dem Oppenheim-Esch-Fonds zu tun haben

und ob es richtig sei, dass die Sparkasse
KölnBonn eine Mietgarantie gegeben
habe, fragten wir nach. Beides müsse erst
recherchiert werden, lautete die Antwort.
Wir warten gespannt darauf... Wie hoch die
Mieten von RTL und Talanx nun tatsäch-
lich sind, wird eine der nächsten spannen-
den Fragen sein. 

Barbara Kleine 

■■    Sportausschuss

Rasenflächen für den
Breitensport besser 
instand halten
Hunderte Breitensportler, die nicht in Ver-
einen organisiert sind, nutzen in Köln eine
Reihe innenstadtnaher Rasenflächen auf
öffentlichem Grund. Hier ist das Refugium
der so genannten Straßenfußballer zu fin-
den, deren Verschwinden allenthalben be-
klagt wird. Hier werden nicht nur Kontakte
über alle Stadtteilgrenzen hinweg geknüpft

und bewahrt. Solche Spiel- und Begeg-
nungsstätten sind auch von großer Bedeu-
tung für die Attraktivität und das „Klima“ ei-
ner Stadt.

Der Zustand, und damit die Bespielbar-
keit der in Frage kommenden Flächen,
lässt leider sehr zu wünschen übrig. Die
Spielflächen sind holprig, teils mit tiefen
Löchern übersäht, teils ganz ohne Rasen.
Die Sportler würden die Instandsetzung si-
cher begrüßen, nicht nur wegen der gestei-
gerten Spielfreude, auch wegen der ver-
minderten Verletzungsgefahr. 

Damit könnte auch – zumindest teilwei-
se – der Verlust der hochwertigen Spielflä-
chen am ehemaligen Müngersdorfer Stadi-
on kompensiert werden. Diese Rasenflä-
chen sind durch die Weltmeisterschaft und
Robbie-Williams-Konzerte so ramponiert

worden, dass sie erst nach mehr als einem
Jahr dem Breitensport wieder zur Verfü-
gung gestellt werden können.

Die Linke.Köln möchte eine Zusam-
menarbeit von Sport- und Grünflächenamt
erreichen, um die Areale für Freizeitsport-
ler regelmäßig zu pflegen. Mit den bereits
vorhandenen Gerätschaften des Sportam-
tes ließe sich hier viel bewegen. Deswegen
haben wir in der letzten Sitzung eine ent-
sprechende Anfrage gestellt, in der die
Möglichkeiten und Kosten solcher Maß-
nahmen geprüft werden sollen.

Felix Schulte

■■    Ausschuss für Soziales und Senioren

Jeden Tag eine gute Tat
Es war schon eine eigenartige Diskussion,
die sich in der Sitzung des Ausschusses für
Soziales und Senioren unter dem Tages-
ordnungspunkt „Übernahme des Essener
Modells: ‚Arbeitslose begleiten Senioren in
der Straßenbahn‘“ entwickelte. 

Diesen Antrag hatte das Kölner Bür-
gerbündnis zur Ratssitzung am 29. August
gestellt. Der Rat war so klug, diesen doch
sehr unausgegorenen Antrag zur weiteren
Beratung in den Ausschuss Soziales und

Senioren zu ver-
weisen. Dort
wurde deutlich,
dass der Antrag
mehr Fragen auf-
wirft, als er klare
Anweisungen an
die Verwaltung
enthält: 

Was ist,
wenn die KVB
nicht mitmacht?
Was bedeutet
„unter Einsatz
von Ein-Euro-
Jobbern“? Sind
auch Arbeitslose
unter 25 damit
gemeint? Auch
solche Ein-Euro-

JobberInnen,
die keine Lust

dazu haben? Welche Träger sollen das or-
ganisieren? Wie soll die Qualifizierung der
diesen Service Leistenden aussehen? Was
sagt der SBK dazu?

Aber die Damen und Herren von der
CDU dachten wohl noch an den alten Pfad-
finder-Leitspruch: Jeden Tag eine gute Tat.
Ob die Herren Senioren – von Damen ist
in dem Antrag nicht die Rede – wollen oder
nicht, ihnen muss geholfen werden. Die
Mitglieder der CDU-Fraktion wollten keine
weitere Klärung der Fragen, sondern den
Beschluss zur Umsetzung des Antrages –
hier und jetzt und wie auch immer.

Es hat nicht geklappt. Die große Mehr-
heit des Ausschusses war dagegen und
überließ den Antrag der Verwaltung zur
Prüfung.                              

Michael Kellner

Übersicht Spielflächen in öffentlichen Parks
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Denkmale prägen unser stadtkölnisches
Selbstverständnis der Naziherrschaft. Nach
anfangs pauschalen Erinnerungen an die
Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft wer-
den allmählich einzelne Widerstandsgrup-
pen wie die Edelweißpiraten und Opfer-
gruppen wie die Homosexuellen mit Ge-
denkzeichen, jüngst die katholischen Wi-
derstandskämpfer, gewürdigt. Lange genug
hat man sich schwer getan mit dem Geden-
ken an Deserteure und Kriegsdienstverwei-
gerer. Bis heute wird ihrer öffentlich nur in
wenigen Städten gedacht.

Den Deserteuren, „Wehrkraftzerset-
zern“ und Kriegsdienstverweigerern aus
der NS-Herrschaftszeit soll in Köln endlich
ein Denkmal gesetzt werden. Die Linksfrak-
tion hat hierzu für die Ratssitzung am
28.9.06 einen Antrag eingebracht, nach
dem die Verwaltung dem Rat bis Anfang
2007 einen Vorschlag über die Errichtung
eines solchen Denkmals zu unterbreiten
hat. Dabei soll geprüft werden, ob sich ein
Standort in die bisherigen Gedenkstätten
für die Opfer der Naziherrschaft einglie-
dern lässt. Das wäre im Klingelpützpark
denkbar, aber auch an anderer Stelle, wenn
sie sich in eine Art Geschichtsmeile einpla-
nen ließe. Art und Ausmaß des Denk-Mals

sind noch nicht beschrieben.
Anstoß für den Antrag gab Anfang des

Jahres eine Veranstaltung zum Gedenken
an die Befreiung des KZ Auschwitz. Dort
stellte die Bürgermeisterin Scho-Antwerpes
fest, dass es in Köln noch immer kein
Denkmal für die Opfer der NS-Militärjustiz
gebe. Dieser Personenkreis wurde nach vie-
len schwierigen Diskussionen und Anhö-
rungen im Juli 2002 durch eine Änderung
des Gesetzes zur Aufhebung nationalsozia-
listischer Unrechtsurteile in der Strafrechts-
pflege gegen den erklärten Willen des Ver-
teidigungsausschusses endlich öffentlich re-
habilitiert. Zuvor hatte das Bundessozialge-
richt 1991 einen ersten Schritt zu ihrer Re-
habilitation getan. In einem Grundsatzur-
teil wurde auch den Hinterbliebenen der
hingerichteten Soldaten eine Entschädi-
gung zugesprochen. Zu entschädigen seien
„gleichermaßen Widerstandskämpfer, un-
politische Menschen, auch ‚Feiglinge‘ und
treue Gefolgsleute in einem völkerrechts-
widrigen Krieg“. In der Rentenversiche-
rung wurden künftig auch die Strafzeiten
der Deserteure, „Wehrkraftzersetzer“,
Selbstverstümmler und Kriegsdienstverwei-
gerer anerkannt. Aber „Kriegsverrat“ war
davon ausgenommen. Er wurde in einem

Zuge mit den kriminellen Straftaten der
Plünderung, Misshandlung von Untergebe-
nen und Leichenfledderei genannt.

In ihrer Antragsbegründung führt die
Fraktion aus, dass es mindestens 300.000
deutsche Deserteure, „Wehrkraftzersetzer“
und Kriegsdienstverweigerer während der
NS-Herrschaft gegeben hat. 30.000 von ih-
nen wurden nach deutschem Kriegsrecht
zum Tode verurteilt, über 22.000 von ih-
nen hingerichtet, davon auch eine unbe-
kannte Anzahl im Kölner Klingelpütz.

Im Sommer 2007 wird im NS-Doku-
mentationszentrum (EL-DE-Haus) eine be-
reits jetzt bundesweit beachtete Ausstellung
zum Thema „Opfer der NS-Militärjustiz“
stattfinden, die die Berliner Stiftung „Denk-
mal für die ermordeten Juden Europas“ er-
arbeitet hat. 

Die Deserteure haben sich durch Wort
und Tat aktiv geweigert, den Herrschafts-
anspruch des NS-Regimes anzuerkennen.
„Diese anderen Soldaten“, wie sie in Mili-
tärkreisen abschätzig genannt werden, ver-
dienen – wenn auch reichlich spät – Res-
pekt und vorbehaltlose Hochschätzung al-
ler Demokraten. Die Bundeswehr tut sich
bis heute schwer damit.

Wolfgang Breuer

Verfemte NS-Opfer: Deserteure – Gedenken
durch Mahnzeichen

Hubschrauberlandestation auf dem Kalkberg wird trotz
Kostenexplosion durchgezogen
Gegen den erbitterten Widerstand der Bür-
gerInnen wurde am 5.7.2005 im Rat der
Stadt mit Stimmen der Mehrheit gegen die
Stimmen der Linkspartei der Planungsbe-
schluss für die Hubschrauberbetriebsstati-
on der Luftrettung auf dem Kalkberg in
Köln-Buchforst gefasst. Im vorausgegange-
nen Beratungsverfahren wurden Alternati-
ven nicht wirklich geprüft, die berechtigten
Anliegen der AnwohnerInnen ignoriert
und das Verfahren einfach durchgezogen.

Zwischenzeitlich gab es eine Architek-
tenmehrfachbeauftragung, die zu einem

Bebauungsvorschlag führte. In diesem Vor-
schlag soll eine Lärmreduzierung durch
den zusammenhängenden Baukörper von
Hangar- und Dienstgebäude erreicht wer-
den. Darüber hinaus sind weitere lärmredu-
zierende Maßnahmen durch den Bau einer
rot-weißen Schutzwand, einiger Erdwälle
und dichten Bepflanzungen vorgesehen.
All diese Maßnahmen werden aber das
Lärmproblem nicht lösen, denn die Hub-
schrauber werden darüber hinweg fliegen.
Auch ist nicht beabsichtigt, die heute einge-
setzten zwei Hubschrauber durch neue

lärmreduzierte Modelle zu ersetzen. Weiter
mussten noch durch den Rat einige Flucht-
linienpläne verändert werden, da in diesen
das Gelände des Kalkberges als „Garten
und Erholungsfläche“ ausgewiesen wurde.
Dem Bereich wird eine hohe Lebensraum-
funktion, besonders für Vögel, zugewiesen,
der ökologische Nutzen ist hoch. Daher
sollten Eingriffe in diesen Flächen vermie-
den werden.

Wieso ist dann in Zukunft eine Bebau-
ung zu erklären? – Gar nicht! Es gibt wohl
höhere Wertigkeiten, die in der Bebauung

Am 18.9. hatte der Betriebsrat der 
Allianz in Köln zu einem Aktionstag
aufgerufen. An der Demonstration
nahmen der Fraktionsvorsitzende von
Die Linke.Köln, Jörg Detjen, und Ulla
Lötzer von der Bundestagsfraktion die
Linke teil. In einer gemeinsamen Soli-
daritätserklärung sehen sie sich „in der
Verantwortung, Eure Auseinanderset-
zung noch im Herbst 2006 im Parla-
ment mit Initiativen zu unterstützen,
die verfassungsgemäße Sozialbindung
des Eigentums wiederherzustellen und
Mitbestimmungsrechte bei der Be-
schäftigungssicherung durchzusetzen.“

Foto: arbeiterfotografie 
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In den Bezirksvertretungen

■■  Mülheim

BV missbilligt Schließung
der Post in Buchforst
Nach Angaben von Mitarbeitern der Postfi-
liale Köln-Buchforst beabsichtigt die Deut-
sche Post, Postfilialen mit 1,5 Mitarbeitern
und weniger bis spätestens Ende 2007 zu
schließen, darunter auch die Filiale Buch-
forst.

In Buchforst leben derzeit etwa 7.500
Menschen, die diese Postfiliale im Alltag
nutzen. Auch aus Mülheim und Kalk nut-
zen Bürger diese Post. Die geplante Schlie-
ßung bedeutet, dass Arbeitsplätze abgebaut
werden und die Nahversorgung von Men-
schen, die in einem Sozialraum mit hoher
Arbeitslosigkeit leben, weiter zerstört wird.
Die Linke.Köln in der Bezirksvertretung
Mülheim hat diesen Vorfall im Rahmen ei-
nes Prüfauftrags und eines Antragsbe-
schlusses thematisiert. Mit einer eindeuti-
gen Mehrheit (mit Ausnahme der CDU, die
sich enthalten hat) hat die Bezirksvertre-
tung Mülheim beschlossen, der Verwaltung
einen Prüfauftrag zur Filialschließung zu er-
teilen. Außerdem wurde folgender Be-
schluss gefasst: „Die Bezirksvertretung Mül-
heim missbilligt die Schließung der Postfi-
liale Köln-Buchforst und fordert die Verwal-
tung und die Post auf, von den Schlie-
ßungsplänen Abstand zu nehmen. Ferner
fordert sie die Verwaltung auf, dafür Sorge
zu tragen, dass die Deutsche Post die Filiale
auch weiterhin in eigener Regie betreibt
und diesen Betrieb auch künftig sicher-
stellt.“

Ein Erfolg für die Arbeit der Linke in
der Bezirksvertretung Mülheim.

Kemal Bozay

■■ Chorweiler

Die S 11 und die Lang-
mut der Kunden
Wer vom Kölner Hauptbahnhof nach geta-
ner Arbeit oder auch nur zu einem Ausflug
ins Grüne die S11 in Richtung Worringen

besteigt, kommt in der S- Bahn zwar nicht
um, aber häufig doch nicht an. Immer wie-
der ist zu beobachten, dass bei Verspätun-
gen der S11 Passagiere, die die Haltestel-
len im Bezirk Chorweiler (Volkhovener
Weg, Chorweiler, Chorweiler-Nord, Blu-
menberg und Worringen) erreichen wol-
len, am S-Bahnhof Longerich kurzfristig
aufgefordert werden, die Bahn zu verlas-

sen. Die S11 fährt dann unter Auslassung
der fünf Haltestellen von Longerich gera-
dewegs über die Regionalexpressstrecke
nach Dormagen durch. Und den Passagie-
ren auf dem nicht gerade einladenden
Longericher S-Bahnhof bleibt nur die Hoff-
nung, dass die nächste S11 (nach frühes-
tens 20 Minuten) nicht wieder verspätet ist.
Auch in der Gegenrichtung Dormagen-
Chorweiler-Longerich-Hbf sieht es bei Ver-
spätungen nicht anders aus. 

Durch eine Anfrage in der BV Chor-
weiler versucht Die Linke.Köln nun zu klä-
ren, wie häufig diese Vorfälle auftreten, ob
es logistisch unmöglich ist, trotz Verspä-
tung die Haltestellen im Bezirk zu bedie-
nen, und warum es kein effizienteres Vor-

warnsystem für S 11-Kunden gibt. 
Eine Antwort des VRS steht noch aus.

Aber wahrscheinlich haben die Kunden
wieder alles nur geträumt.                 

Dieter Wernig

■■  Mülheim

Modernisierungsstopp in
LEG-Wohnungen prüfen
Die Sanierung der Wohnungen in der
„Weißen Stadt“ in Köln-Buchforst (Fabrizi-
usstr. und Messmerstr.) ist gestoppt. Nach
einem Bericht der „WDR-Lokalzeit“ ist der
Eigentümer, die LEG, dazu von der Denk-
malschutzbehörde wegen der Verwendung
einer dickeren Außendämmung aufgefor-
dert worden. Mieterinnen und Mieter ha-
ben dafür kein Verständnis, zumal die
Wohnungen bislang in einem schlechten
Zustand und noch völlig unfertig moderni-
siert sein sollen. 

Deswegen hat die Linke.Köln in der
Bezirksvertretung einen Prüfauftrag an die
Verwaltung gestellt, um Klarheit über den
Fortgang der Sanierung zu erhalten.             

Kemal Bozay

von Köln-Merheim zu suchen sind: Neue
Einfamilienhäuser gegen die Bebauung des
Kalkberges.

Eine weitere Hürde liegt noch vor der
Realisierung des Projektes. Bevor es zur
Bebauung kommt, ist jetzt noch die Ertei-
lung der luftrechtlichen Erlaubnis von der
Bezirksregierung Düsseldorf notwendig.
Dazu werden die Unterlagen vom 16. bis
29. Oktober im Stadthaus Köln-Deutz aus-
gelegt. Dort können dann noch Einwände
dagegen eingelegt werden. 

Die plötzliche Verdoppelung der Kos-
ten auf jetzt 4,8 Mio. Euro hat im Gesund-
heitsausschuss für Aufregung gesorgt und

Fragen aufgeworfen. Hier wird aber ledig-
lich ein Scheinthema aufgemacht, denn
eine Änderung des Grundsatzbeschlusses
ist nicht zu erwarten. Die Grundüberlegun-
gen der zustimmenden Ratsmitglieder ha-
ben sich nicht geändert. Folgerichtig wird
die Erhöhung der Kosten im Gesundheits-
ausschuss als „zufrieden stellend“ bewertet,
sodass nach der luftrechtlichen Erlaubnis
im Jahre 2007 mit dem Bau begonnen
werden kann.

Für uns aber bleibt auch weiter der rich-
tige Weg die Nichtbebauung des Kalkber-
ges.

Franz-Albert Krämer

Fortsetzung von Seite 4
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Senioren wählen ihre Vertreter
Am 6. November haben alle über 60 Jahre
alten Einwohnerinnen und Einwohner
Kölns die Möglichkeit, in ihren Stadtbezir-
ken Seniorenvertreterinnen und -vertreter
zu wählen. Die Wahl findet zum siebten Mal
statt. Fünf Frauen bzw. Männer werden
dann in ihrem Stadtbezirk für fünf Jahre An-
sprechpartner und Berater für ihre gleichalt-
rigen Mit-Einwohner, aber auch für die Poli-
tik. Stellen sich in einem Bezirk übrigens
mindestens zwei Ausländer zur Wahl, erhal-
ten aber nicht genug Stimmen für die or-
dentlichen Plätze, so erhält einer von ihnen
einen sechsten Platz. Die Aufgaben der Se-
niorenvertreter sind vielfältig. Hauptziel ist
es, den älteren Menschen Mittel und Wege
aufzuzeigen, ihr Leben möglichst lange selb-
ständig zu gestalten. Seniorennetzwerke tra-
gen in den einzelnen Stadtbezirken dazu
bei, diese Hilfen anzubieten. 

Für „linke“ Seniorenvertreter wird es si-
cherlich eine Hauptaufgabe sein, auch sozi-
al schwächer gestellten älteren Menschen
eine Teilnahme am gesellschaftlichen und
kulturellen Leben zu ermöglichen. Die Ar-
beit für und mit ausländischen Mitbürgern
oder Menschen mit Migrationshintergrund
ist ein weiteres wichtiges Feld.

Die Seniorenvertreter entsenden einen
Stellvertreter in die jeweilige Bezirksvertre-
tung, um auch dort altenrelevante Themen
zur Sprache zu bringen. Dabei kann es sich

z.B. um Verkehrsprobleme handeln, aber
auch um den Standort eines Briefkastens.

Einige Seniorenvertreter haben sich die
Aufgabe gestellt, für Geselligkeit im Alter zu
sorgen. So gibt es im Stadtbezirk Ehrenfeld
Tanzkreise und Kaffeenachmittage, die auf
großes Interesse stoßen.

Es gibt auch eine Zusammenarbeit der
einzelnen Seniorenvertretungen über den
Stadtbezirk hinaus im Rahmen der Stadtar-
beitsgemeinschaft Senioren. Dort treffen
sich ca. viermal im Jahr die Vertreter der
Stadtbezirke, von Wohlfahrtseinrichtungen
und der städtischen Ämter zum Erfah-
rungsaustausch. Im Rahmen des „Senio-
renjahres 2006“ fand in Köln auch ein „Se-
niorentag“ statt, der etliche tausend Besu-
cher aus ganz Deutschland anzog und da-
rauf hinwies, dass mittlerweile fast 30 Pro-
zent der Bevölkerung über sechzig Jahre alt
ist. Eine Tatsache, die auch verstärkt Indus-
trie und Handwerk veranlasst haben, sich
mit ihren Produkten vor allem an die be-
tuchteren der „jungen Alten“ zu wenden,
von „Nahrungsergänzungsmitteln“ aller Art
bis zu Spezialreisen und Einrichtungsge-
genständen. 

Auf jeden Fall sollten wir alle Betroffe-
nen ermutigen, die ihnen übersandten
„Wahlbriefe“ im Oktober nicht wegzuwer-
fen, sondern mit zu wählen.

Helga Humbach

Bürgerzentren – wichtig für die Veedel
und Mitarbeiter als Ausdruck echten 
„bürgerschaftlichen Engagements“ und
wünschte noch viele Jahre erfolgreicher Ar-
beit. Sie versicherte, dass trotz knapper Mit-

tel die Wichtigkeit der Bürgerzentren in ih-
rem Amt stets erkannt und berücksichtigt
werde. Wir werden uns und sie an diese Zu-
sage erinnern.                    Helga Humbach

Neue Schuldezernentin
für Linke wählbar
Drei der vier Mitglieder der Fraktion Die
Linke.Köln werden die rot-grüne Kandi-
datin Frau Dr. Klein auf der Ratssitzung
mitwählen. Claus Ludwig wird sich ent-
halten. 

Agnes Klein war im fünfjährigen rot-
grünen Interregnum in Münster zur
Schuldezernentin aufgestiegen. Sie war
dort insbesondere mit ihrem Konzept ei-
ner dezentralen Flüchtlingspolitik der
Linken positiv aufgefallen. Von Flücht-
lingsinitiativen wurde diese Politik gelobt,
für die Linkspartei war dieses Konzept
Vorbild des eigenen Handelns.

Der grüne Fraktionsvorsitzende im
Stadtparlament Münster, Klas sieht laut
Münsterscher Zeitung vom 22.9. ihren
Weggang in einer „politischen Säube-
rungsaktion“ der amtierenden schwarz-
gelben Stadtregierung in Münster ge-
schuldet.

Nun hat auch die Kölner FDP ange-
kündigt, Frau Klein mit zu wählen. In
Münster scheint sie der FDP zu unbe-
quem geworden zu sein, ihre Flüchtlings-
politik steht im krassen Gegensatz zu der
äußerst repressiven Linie der Kölner
FDP. Wie das zu einer kooperativen Zu-
sammenarbeit führen soll, bleibt das gut
gehütete Geheimnis der FDP.

Andrea Kostolnik

Vor 25 Jahren entstand das Bürgerzen-
trum Chorweiler als Modellversuch des
Landes NRW. Damals hieß das noch „so-
zio-kulturelles Zentrum“ und sollte als woh-
nungsnahe Anlauf- und Bera-
tungsstelle für die Bürgerinnen
und Bürger dienen. Heute ist es
weit mehr als das: Neben den
Schwerpunkten Jugend- und Se-
niorenarbeit ist es vor allem kul-
tureller Mittelpunkt mit zahlrei-
chen Veranstaltungen wie den
stets ausverkauften Kabarett-
abenden.

Zum Jubiläum gab es die
„längste Kabarettvorstellung, die
wir je hatten“ und tags darauf ein
viel bejubeltes Konzert mit „Kö-
bes Underground“, in dem die
Stunksitzungs-Kultband in viele
Rollen schlüpfte und das Publi-
kum begeisterte.

Beim festlichen Empfang für
Freunde und Förderer sowie für
die Mitarbeiter des Bürgerzen-
trums aus vielen Jahren würdigte
die zuständige Sozialdezernentin
Marlis Bredehorst das große 
Engagement ehrenamtlicher wie
hauptamtlicher Mitarbeiterinnen Jubiläumsfeier 25 Jahre Bürgerzentrum Chorweiler Foto: Bürgerzentrum Chorweiler
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Köln Pass: 
Bürgerantrag wird im Rat abgestimmt
Nachdem der Köln Pass im Jahr 2000 ab-
geschafft worden war, hat die Linke.PDS
stets die Wiedereinführung gefordert und
mehrere Anträge dazu in den Rat einge-
bracht. Noch im letzten Jahr hat sie zusam-
men mit Gemeinsam gegen Sozialraub den
Antrag auf ein Jobsucher-Ticket gestellt. Zu
der Position gehörte immer die Forderung,
auch Arme mit in den Empfängerkreis ein-
zubeziehen.

Kooperationsvereinbarung von
SPD und Grüne unzureichend
Im März diesen Jahres schlossen SPD
und Grüne eine Kooperationsvereinba-
rung. Sie sah ein Mobilitätsticket für Sozi-
algeld- und ALG II-Empfänger vor. Mit
„nur“ einer verbilligten Fahrkarte fehlte
ein Dokument, das dem Besitzer/der Be-
sitzerin bescheinigt, anspruchsberechtigt
für verschiedene Vergünstigungen zu
sein. Hier musste unbedingt nachgebes-
sert werden. Ebenso war der Ausschluss
von Niedrigverdienern nicht hinnehm-
bar. Das machte die Fraktion Die Lin-
ke.Köln SPD und Grüne mehrmals klar.

Personenbündnis gründet sich
Im Mai dieses Jahres fand sich ein Bünd-
nis aus Einzelpersonen zusammen, um
den Gang der Dinge zu befördern. Die
Initiative sammelte rund 1600 Unter-
schriften. Zu den Unterstützern gehören
neben Heinrich Pachl, Werner Rügemer
und Maria Mies viele Mitglieder der Köl-
ner Erwerbslose in Aktion, der Erwerbs-
losenrat Köln, Frauen gegen Erwerbslo-
sigkeit und attac, auch Mitglieder der Links-
partei.PDS, Gemeinsam gegen Sozialraub
und der WASG. 

Die Initiative mündete in der Einbrin-
gung einer Bürgeranregung in den Be-
schwerdeausschuss. Der im Juni gestellte
Antrag wurde allerdings erst am 25.9. im
Beschwerdeausschuss behandelt.

Ticket für 20,70 Euro
Auch eine von Rot-Grün angestrebte Fahr-
preisreduzierung um 50% hielt die Initiative
für viel zu gering. 20,70 Euro ist der Fahrt-
kostenanteil im ALG II. Weil der Regelsatz
nach eigener Definition nur den Bedarf
deckt, können sich Arbeitslose schwer ei-
nen höheren Betrag leisten. Der reduzierte
Preis einer Monatskarte im Abonnement
würde schon vor den angekündigten Preis-
erhöhungen der KVB 28,05 Euro kosten.

Ratsantrag von SPD und Grüne
deutlich nachgebessert
Der folgende Antrag von Rot-Grün ent-
sprach wesentlich deutlicher den Forderun-
gen der Fraktion. Nun stand kein Mobili-

tätsticket mehr neben geringeren Eintritts-
preisen für Kultur und Sport, sondern es
war plötzlich wieder von einem Köln Pass
die Rede. 

In den Kreis der Berechtigten sind ne-
ben Asylbewerbern auch Niedrigverdiener
aufgenommen, allerdings nur solange sie
nicht mehr als 110% des Regelsatzes zum
Leben (rund 380 Euro) haben. 

Zum Vergleich: Der frühere Köln Pass
schloss Niedrigverdiener bis zu 130 % ein,
in Bonn erhält man den Bonn-Ausweis
auch dann noch, wenn man 171% des Re-
gelsatzes (plus Miete und Heizung) ver-
dient.

Bürgerantrag im Beschwerdeaus-
schuss
Als der Bürgerantrag im Beschwerdeaus-
schuss verhandelt wurde, sind damit zwei
neue Leistungen in der Diskussion aufge-
taucht. Der Köln Pass soll Kindern ein kos-
tenloses Mittagessen in städtischen Schu-
len ermöglichen. Außerdem sollen seine
Besitzer von städtischen Verwaltungsge-
bühren, z.B. für das Ausstellen von Auswei-
sen und Urkunden, befreit werden.

Gerade diese Aspekte schienen für eini-
ge Mitglieder des Beschwerdeausschusses
überlegenswert. Denn der Bürgerantrag
wurde schließlich mit den Stimmen von
SPD und Grünen an den Rat verwiesen,
wo er nun zur Abstimmung kommt. 

Weiterkämpfen lohnt sich
Ein Erfolg für alle, die demnächst einen
Köln Pass erhalten. Das sind nach der Rats-
sitzung hoffentlich mehr, als jetzt beabsich-
tigt. Fest steht aber schon jetzt, dass nach
einem Jahr ausgewertet und eventuell
nachgebessert werden soll. Das Weiter-
kämpfen lohnt sich also. Wir werden unse-
re Forderungen immer wieder thematisie-
ren.                                 

Andrea Kostolnik

Weg frei für eine repräsentative 
Moschee in Ehrenfeld
Am 21. September hatte der Trägerverein DITIB eingeladen, um die Baupläne
für die geplante repräsentative Moschee vorzustellen. Neben dem Verein selbst
waren Vertreter von CDU, SPD, Grüne, FDP und Die Linke.Köln vertreten.

Der Entwurf des Architekten Böhm, der beim ausgelobten Wettbewerb den
ersten Preis gewonnen hatte, machte das Rennen. Der Ehrenfelder Bezirksbürger-
meister Wirges forderte die Baupläne zügig und unbürokratisch zu genehmigen.

Derweilen setzt Pro Köln seine Hetzkampagne gegen die Moschee fort und
feiert das Ende der „Medienblockade“ nach ihrer ersten Pressekonferenz. Mo-
scheebetreiber und Politik wollen dagegen aufklären, um Ängste zu nehmen. 
DITIB plant, regelmäßig Begehungen der Moschee und der Begegnungsstätte
durch die Bevölkerung zu ermöglichen. Bezirksvertreter wollen mit Infoständen Präsenz zeigen, Fragen beantworten und Vorurteile 
aus der Welt schaffen. Yesim Yesil

Der Entwurf des Architekten Böhm

www.arbeiterfotografie.com, 
Foto: Alexandra Bersch
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Spitzentreffen von OB Schramma und Polizeipräsident Steffenhagen?

80 Euro sind viel Geld
„Auch für die Polizei gilt: Infos nur gegen
Bares“ umschrieb die Kölnische Rund-
schau den Clinch. Im Geiste sah man Poli-
zeipräsident Steffenhagen schon missmutig
mehrere zerknitterte 10-Euro-Scheine auf
die Amtstheke blättern.

Der Ausschussvorsitzende des AVR,
Michael Zimmermann, wies die Rolle des
Streitschlichters zurück: Ob es in dem Falle
zu einem Spitzengespräch zwischen dem
Oberbürgermeister und dem Polizeipräsi-
denten komme, solle doch in den Verwal-
tungen geklärt werden und nicht im Aus-
schuss, war seine Position. Er wies die Vor-
lage zurück.

Die Fraktion die Linke.Köln warnte vor
einer langwierigen Bearbeitung durch die
Verwaltung. Denn die Kosten für die Bear-
beitung des Falles und die Erstellung der
Vorlage für den Ausschuss hätten bereits
jetzt 80 Euro weit überstiegen.

Dieser Schildbürgerstreich hat leider
auch eine ernste Kehrseite. Inzwischen ha-
ben sich einige Fälle ereignet, in denen die
Polizei die neuen Straßennamen nicht
kannte und deshalb dringende Notfallein-
sätze nicht fahren konnte. Allein deshalb
darf dieser bürokratische Wahnsinn nicht
weitergehen.

Jörg Detjen

„„EEiinnee  kkaabbaarreettttrreeiiffee  LLeeiissttuunngg““  mmeeiinnttee  ddiiee
KKööllnneerr  RRuunnddsscchhaauu  zzuu  ddeerr  DDrruucckkssaacchhee
11334488//000066  „„BBeennaacchhrriicchhttiigguunngg  aannddeerreerr  BBee--
hhöörrddeenn  eettcc..  üübbeerr  SSttrraaßßeennbbeenneennnnuunnggeenn““,,
ddiiee  ddeemm  AAuusssscchhuussss  AAllllggeemmeeiinnee  VVeerrwwaallttuunngg
uunndd  RReecchhttssffrraaggeenn  ((AAVVRR))  vvoomm  AAmmtt  ffüürr  LLiiee--
ggeennsscchhaafftteenn  pprräässeennttiieerrtt  wwuurrddee..  

Was man sonst eher aus linken Kreisen
kennt – Streit mit der Polizei – treibt das
Amt für Liegenschaften nun auf die Spitze.
Das Amt möchte jährlich 80 Euro, um alle
Straßenumbenennungen den zahlenden
Behörden mitzuteilen. Doch die Polizei
möchte die 80 Euro lieber selbst behalten.

Termine:
MMiittttwwoocchh,,  2222..1111..,,  1188..3300  UUhhrr
FFoorruumm  33::  
BBüürrggeerrhhaauusshhaalltt  ffüürr  KKööllnn??
Mit Christa Emmerich, Bürgermeisterin
Berlin-Lichtenberg, Stadtbezirk mit Bürger-
haushalt
Spanischer Bau, Kardinal-Frings-Raum

BBiiss  zzuumm  44..  OOkkttoobbeerr::                FFoottooaauusssstteelllluunngg
„„NNiicchhtt  iinn  uunn--
sseerreemm  NNaa--
mmeenn  --  AAbbrriissss  
eeiinneess  WWoohhnn--
vviieerrtteellss““
Kunsthalle
des 
Bürgerzen-
trums Alte
Feuerwache,
Melchior-str.
3, mi-do 16-
19 Uhr, fr
18-21 Uhr
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Am 22.September fand die Eröffnung der Fotoausstellung „Nicht in unserem Na-
men - Abriss eines Wohnviertels“ in der Kunsthalle der Alten Feuerwache statt.
Unter Schirmherrschaft der Arbeiterfotografie werden Fotos und zahlreiche ande-
re Exponate der letzten sechs Monate des Barmer Viertels gezeigt. Vom Leben im
Viertel, der Besetzung, dem Widerstand der Bevölkerung, von Ratssitzungen, Le-
sungen und Konzerten, der Räumung bis zum Abriss gibt die Ausstellung einen
Überblick.
Sie macht deutlich, wie eine Stadt gegen ihre Bürger handeln kann. Die Ausstel-
lung ist noch bis zum 4. Oktober geöffnet, danach folgen andere Bürgerzentren.
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